
Marktgemeinde Hohenau an der March  
Protokoll Gemeinderat 

Niederschrift 
 

zur Sitzung des Gemeinderates 

 

 Sitzungstermin: 05.12.2023 

 Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 

 Sitzungsende: 19:55 Uhr 

 Ort, Raum: Sitzungssaal des Gemeindeamtes 

 

Die Einladung erfolgte fristgerecht mittels Mail-Zustellung. 

 

Anwesenheit 
 

 Funktion Vorname Nachname  

1 BGM, Vorsitzender Wolfgang Gaida Anwesend 

2 VizeBGM Dieter Koch Anwesend 

3 GGR Horst Böhm Anwesend 

4 GGR Maria Jankowitsch Anwesend 

5 GGR Ing. Harald Lukas, MSc. Anwesend 

6 GGR Werner Marisch Anwesend 

7 GGR Margot Swatschina Anwesend 

8 GGR Gerhard Bartosch Anwesend 

9 GR Renate Panzer Anwesend 

10 GR Wolfgang Lenhart Anwesend 

11 GR Ing. Bernd Müller Entschuldigt 

12 GR Martina Bernold Anwesend 

13 GR Ulrich Birsak Anwesend 

14 GR Engelbert Seymann Anwesend 

15 GR Stefan Sowa Entschuldigt 

16 GR Mario Fuchs Anwesend 

17 GR Wolfgang Wimmer Anwesend 

18 GR Mathias Wetter Anwesend 

19 GR Eva Dohàlovà Entschuldigt 

20 GR Christian Schimek Anwesend 

21 GR Eva Maria Kranz Entschuldigt 

 
Anmerkungen zum Sitzungsverlauf: 
 
GGR Horst Böhm ist aufgrund von Befangenheit von der Beratung und Beschlussfassung 
des TOP 9.2) ausgeschlossen. 
 
 
 
 
Schriftführer: Wolfgang Wimmer 
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E INLADUNG  
 

Die Mitglieder des GEMEINDERATES  

werden zu der am 
 

Dienstag, dem 05. Dezember 2023, um 19:00 Uhr 
 
 

im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Marktgemeinde Hohenau an der March  
stattf indenden Sitzung eingeladen.  

 
 

Tagesordnung: 
 

TOP 1) Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 28.09.2023 

TOP 2) Posteingang 

TOP 2.1) Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms 2-2023, Bericht 

TOP 3) Voranschlag 2024 

TOP 4) Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms 1-2023, Verordnung 

TOP 5) Neubau Kindergarten 

TOP 6) Festlbus, Gesellschaftervertrag 

 

nicht öffentlicher Teil 

TOP 7) Subventionen 2023, Vereine und Institutionen 

TOP 8) Gemeindewohnung Mietvertrag 

TOP 9) Grundstücksangelegenheiten 

TOP 10) Personalangelegenheiten 

 

 

Ist ein Mitglied des Gemeinderates an der Teilnahme verhindert, so ist dies 
dem Bürgermeister unverzüglich mitzuteilen. 

 
 
 

Der Bürgermeister 
Wolfgang Gaida 
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Der Vorsitzende begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates, eröffnet die Sitzung und stellt 
die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
Dringlichkeitsantrag gemäß § 46. Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 1973 

Der Gemeinderat möge seine Zustimmung geben, die Tagesordnung der heutigen Sitzung 

des Gemeinderates wie folgt zu erweitern: 

 

- als TOP 7 Wiederherstellung des Güterweges Parzelle 3158 Ried Oberfeld 

verlaufend von Ost nach West beidseitig Anrainer Gutsverwaltung Liechtenstein 

beginnend Asphaltbegleitweg ÖBB bei der Hochstetten 

Beilage A 

 

Antrag der ÖVP Hohenau an den Gemeinderat: 

Der Gemeinderat beschließt, die Tagesordnung der heutigen Sitzung des Gemeinderates 

wie folgt zu erweitern: 

 

- als TOP 7 Wiederherstellung des Güterweges Parzelle 3158 Ried Oberfeld 

verlaufend von Ost nach West beidseitig Anrainer Gutsverwaltung Liechtenstein 

beginnend Asphaltbegleitweg ÖBB bei der Hochstetten 

 

Beschluss:  Der Antrag wird mehrstimmig nicht angenommen. 

 
 
 
TOP 1) Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 28.09.2023 
 
Gegen das Protokoll wird kein Einwand erhoben, weshalb dieses als genehmigt zu 
betrachten ist. Die Vertreter der Parteien werden um Unterfertigung ersucht. 
 
 
TOP 2) Posteingang 

 
Der Vorsitzende berichtet: 

 
Mit Schreiben vom 06.11.2023 hat das Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung 
Gemeinden, mitgeteilt, dass die Verordnung über die Aufhebung der Erhebung der 
Lustbarkeitsabgabe geprüft und zur Kenntnis genommen wurde. 
 
Bei der von der Sozialreferentin GGR Maria Jankowitsch und dem Landesklinikum 
Mistelbach-Gänserndorf organisierten Blutspendeaktion am 21.11.2023 im 
Veranstaltungszentrum Atrium wurden 42 Blutspenden abgegeben. 
 
 

 

2 PRO-Stimmen (ÖVP Hohenau) 
15 Gegenstimmen (14 Team Hohenau - SPÖ, 1 GRUENE) 
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TOP 3) Voranschlag 2024 
 
Der Vorsitzende und der Finanzreferent erläutern den erstellten Entwurf des Voranschlages. 

Der Entwurf des Voranschlages 2024, der Dienstpostenplan und der mittelfristige Finanzplan 

2024 bis 2028 lagen in der Zeit vom 20. November bis einschließlich 04. Dezember 2023 

während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht gemäß § 73 Absatz 1 NÖ 

Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000 in der derzeit geltenden Fassung, auf. 

 

Es wurden keine schriftlichen Stellungnahmen zum Voranschlag 2024 eingebracht. 

 
Antrag des Gemeindevorstands an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat beschließt den öffentlich aufgelegten Voranschlagsentwurf 2024 samt 

Beilagen (Dienstpostenplan, Haushaltsbeschluss und mittelfristiger Finanzplan für die Jahre 

2024 bis 2028). 

 

Beschluss: Der Antrag wird mehrstimmig angenommen. 
15 PRO-Stimmen (14 Team Hohenau - SPÖ, 1 GRUENE) 
2 Stimmenthaltungen (2 ÖVP Hohenau) 

 
 
TOP 4) Änderung des örtlichen Raumordnungsprogramms 1-2023, Verordnung 
 
Der vom Ingenieurbüro für Raumplanung DI Weingartner & DI Wilda verfasste Entwurf zur Änderung 
des Örtlichen Raumordnungsprogramms (Flächenwidmungsplan) mit dem dazugehörigen Planungs- 
und Erläuterungsbericht vom 23.5.2023 ist in der Zeit vom 7.6.2023 bis 16.7.2023 im Gemeindeamt 
zur allgemeinen Einsicht aufgelegen. Die Auflegung war durch Anschlag an der Amtstafel der 
Gemeinde öffentlich kundgemacht. Gem. §24 des NÖ ROG 2014 sind die unmittelbar von der 
Änderung betroffenen Grundeigentümer, die angrenzenden Gemeinden, die NÖ-Wirtschaftskammer, 
die Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ, die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer sowie die 
angeführten Interessensvertretungen für die Gemeinden im Sinn des §119 der NÖ-
Gemeindeordnung 1973 von der Auflage schriftlich und nachweislich benachrichtigt worden. Ebenso 
sind die betroffenen Grundeigentümer der Änderung des Bebauungsplans gem. §33 Abs.2 des NÖ 
ROG 2014 von der Auflage verständigt worden. 
 
Die geplanten Änderungen des Örtlichen Raumordnungsprogrammes werden dem Gemeinderat 
nochmals in Kurzform erläutert und umfassten folgende Änderungspunkte: 
 
1.) Blatt Ost, Bereich Freizeitzentrum Aubad: 

 Ausweisung von Bauland Sondergebiet zur Gewährleistung der Errichtung eines zentralen Verwaltungs- 
und Gastronomiegebäudes 

2.) Blatt Ost, Bauland Kerngebiet zwischen Rathausstraße, Marktplatz und Schulgasse: 
Anpassungsbedingte Ausweisung einer öffentlichen Verkehrsfläche entsprechend dem tatsächlichen 
Naturstand bzw. aufgrund einer geplanten Übernahme in das öffentliche Gut verbunden mit einer Änderung 
der Grundgrenzen 

3.) Blatt Ost, Bereich Kreisverkehr an der LB48 und der LB49 bzw. Zufahrtsbereich zum Fachmarktzentrum 
„Bernsteinpark“: 
Anpassungsbedingte Ausweisung einer öffentlichen Verkehrsfläche entsprechend dem tatsächlichen 
Naturstand bzw. den Grundgrenzen lt. aktuellem DKM-Stand 

4.) Blatt Ost, Nordöstlicher Bereich von Hohenau entlang der Staatsgrenze zur Tschechischen Republik: 
Anpassung der Staatsgrenze aufgrund einer erfolgten Grenzänderung, Ausweisung des neuen 
Gemeindegrundstücks (Teil des Thaya-Flusses) als Grünland Wasserfläche sowie anpassungsbedingte 
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Löschungen von Wasser- und Verkehrsflächen bzw. Miteinbeziehung von diesen in die Widmung Glf im 
unmittelbaren Umgebungsbereich 

5.) Blatt Ost, Bereich Feldgasse: 
 Ausweisung einer öffentlichen Verkehrsfläche entsprechend dem tatsächlichen Naturstand bzw. der 
tatsächlichen Nutzung 

 
Stellungnahmen 
Innerhalb der Auflagefrist sind keine Stellungnahmen zu den geplanten Änderungen des 
Flächenwidmungsplans eingelangt. 
 
Gutachten, NÖ Landesregierung, Abt. RU7 
Von Seiten der zuständigen ASV der NÖ-Landesregierung, Abt. RU7, Fr. Dipl.-Ing. Neurauter liegt 
ein Gutachten vom 5.7.2023 (Zl. RU7-O-254/039-2023) vor. Demnach wurden zu den angestrebten 
Änderungspunkten 2 bis 5 keine Bedenken angemeldet. 
 
Zu Änderungspunkt 1 wurde zur Thematik Überflutungsgefährdung u.a. festgehalten, dass […] eine 
mögliche Hochwassergefährdung durch den Graben nicht ausgeschlossen werden kann […] Für eine 
abschließende Beurteilung sind nähere Angaben zu dem Entwässerungsgraben notwendig […] 
Basierend darauf ist für das Bauland Sondergebiet das Niveau über Adria festzulegen […] 

Von Seiten der Gemeinde wurde daher das Büro IBL ZT GmbH zur Erstellung einer mittlerweile 
Abflussuntersuchung hinsichtlich möglicher Hochwassergefährdung durch diesen 
Entwässerungsgraben beauftragt. Aufgrund der erfolgten Untersuchungen wurde dabei 
zusammengefasst festgestellt, dass […] bei einer nutzbaren Höhe ab 152,50 m.ü.A des 
geplanten Gebäudes im Nahbereich der Zufahrtsbrücke, eine Hochwassergefährdung bei 
einem 100-jährigen Ereignis laut Berechnungsannahmen ausgeschlossen werden kann. 
 
Weitere Details sind der Studie zu entnehmen, die den Beschlussunterlagen beigelegt wird. In 
der Plandarstellung des Beschlussexemplars wird das einzuhaltende Niveau von 152,50 m.ü.A. 
entsprechend festgelegt bzw. in der Legende dokumentiert. 

 
Zudem wurde im Gutachten der Abt. RU7 angemerkt, dass […] Angaben hinsichtlich der notwendigen 
Ver- und Entsorgung des geplanten Sondergebiets zu ergänzen sind. 

Diesbezüglich wird festgehalten, dass sowohl Kanal- und Wasserleitung entlang der Augasse 
bis zur bestehen Brücke über den Entwässerungsgraben – und somit unmittelbar bis zum 
geplanten Sondergebiet – führen (vgl. nachstehende Abbildung des Leitungskatasters) und 
zudem ausreichende Kapazitäten bestehen. 
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Unter Bezugnahme auf §14 Abs.2 Z.7 des NÖ ROG 2014 i.d.g.F. wird daher festgehalten, dass 
eine ordnungsgemäße Wasserversorgung und Abwasserentsorgung jedenfalls sichergestellt 
ist. 

 
Letztendlich ist lt. dem o.a. Gutachten ist darzulegen […] ob für den ggst. Bereich 
baulandmobilisierende Maßnahmen notwendig sind. Sollen diese Flächen allesamt im Eigentum der 
Gemeinde sein, wäre dies nicht notwendig. Befinden sich aber auch Teile in Privatbesitz, wäre ggf. 
eine vertragliche Sicherung mit etwaigen Grundeigentümern notwendig. 
 

Wie bereits im Planungsbericht dokumentiert, befindet sich das Gst. 3111/71 (westseitig des 
Grabens) sowie das Gst. 3111/40 (ostseitig des Grabens im Eigentum der Gemeinde. Der 
dazwischen liegende Entwässerungsgraben (Gst. 3111/74) befindet sich in Privateigentum 
(Liechtenstein Gruppe AG). Die Stelzen / Pfähle des geplanten Stelzengebäudes werden 
jedenfalls auf Gemeindegrund errichtet, weshalb eine Verfügbarkeit jedenfalls gegeben ist und 
sich ein Baulandmobilisierungvertrag erübrigt. Der in Privateigentum befindliche 
Entwässerungsgraben wird lediglich überbaut, weshalb sich auch für dieses Gst. ein 
Baulandmobilisierungsvertrag erübrigt. 

 
Gutachten, NÖ Landesregierung, Abt. BD1-Naturschutz 
 
Ferner ist eine naturschutzfachliche Stellungnahme (Zl. RU1-R-254/027-2023) eingelangt, die im 
Auftrag der NÖ Landesregierung durch das Büro Coop Natura (Technisches Büro für Biologie) erstellt 
wurde. Zu den Änderungspunkten 2 bis 5 wurden keine Bedenken angemeldet. 
 
Zu Änderungspunkt 1 wurde im Zuge eines Lokalaugenscheins festgestellt, […] dass für die geplante 
Bebauung in etwa 15 ältere Säulenpappeln gefällt werden müssen. Als Ausgleich dieser verloren 
gehenden Bäume wird eine Nachbepflanzung standortgerechter heimischer Baumarten im Nahbereich 
angeraten. 
 
Weiters ist um eine Zerstörung von Brut- und Fortpflanzungsstätten gänzlich geschützter Vogelarten 
zu vermeiden, eine vertragliche Festlegung / Eigenverpflichtung erforderlich, dass die Schlägerungen 
der Bäume nicht während der Brutzeit der Vögel erfolgt, was angesichts der zu erwartbaren Vogelarten 
den Zeitraum 15. Februar bis 31. Juli ausschließt. 
 

Dieser Sachverhalt wird von Seiten der Gemeinde zur Kenntnis genommen und eine dbzgl. 
Bestätigung bzw. eidesstattliche Erklärung über die Eigenverpflichtung des Verbots einer 
Schlägerung während der Brutzeit den Beschlussunterlagen beigelegt. Ebenso wird bestätigt, 
dass die Gemeinde der empfohlenen Nachpflanzungen Nachpflanzungen mit 
standortgerechten, heimischen Baumarten als Ausgleich im Nahbereich nachkommen wird. 

 
Antrag des Gemeindevorstands an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Hohenau an der March beschließt in seiner Sitzung am 5.12.2023, 
TOP 4 folgende 

 

VERORDNUNG 
 

§ 1 
 
Aufgrund der §§ 24 und 25 des NÖ-Raumordnungsgesetzes 2014 i.d.g.F., wird das Örtliche 
Raumordnungsprogramm der Marktgemeinde Hohenau an der March dahingehend abgeändert, dass für 
die auf der hiezugehörigen Plandarstellung die durch rote Signatur dargestellten Widmungsarten 
festgelegt werden. 
 

§ 2 
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Die im § 1 angeführten Umwidmungen sind in der vom Ingenieurbüro für Raumplanung - DI Weingartner 
& Arch. DI Wilda, 1120 Wien, Schönbrunner Straße 252-254/1/3, unter der Änderung Nr. 1-2023, 
Plannummern 164/44 (Blatt Ost), am 23.5.2023, Beschlussexemplar vom 5.12.2023, verfassten 
Plandarstellungen ersichtlich. Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese Verordnung 
versehen ist, liegt gemäß § 24, Abs. 16 NÖ-Raumordnungsgesetz 2014 i.d.g.F. im Gemeindeamt der 
Marktgemeinde Hohenau an der March während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 
 

§ 3 
 
Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die NÖ - Landesregierung gemäß § 24 NÖ-
Raumordnungsgesetz und nach der darauffolgenden Kundmachung gemäß § 24, Abs. 15 mit dem auf 
den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig wird der bisher geltende 
Flächenwidmungsplan außer Kraft gesetzt. 

 

Beschluss: Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 
 
TOP 5) Neubau Kindergarten 
 
TOP 5.1) Örtliche Bauaufsicht, Auftrag 
 
Für den bevorstehenden Neubau des Kindergartens liegt ein Angebot über die örtliche 
Bauaufsicht der Fa. tiess – posch & partner baumanagement gmbh, 1100 Wien, mit einer 
Gesamtsumme von € 115.920,00 brutto vor. Das Angebot enthält die ÖBA-Leistungen für 
die Errichtung des zweigeschossigen Gebäudes inkl. Nebengebäude gemäß der 
Entwurfsmappe von Architekt Galli.  
 
Antrag des Vorsitzenden an den Gemeinderat: 
Die Fa. tiess – posch & partner baumanagement gmbh, 1100 Wien, wird laut dem Angebot 
vom 29.11.2023 mit der Planungsleistung der örtlichen Bauaufsicht für den Neubau des 
Kindergartens mit einer Gesamtsumme von € 115.920,00 brutto beauftragt. 
 

Beschluss:  Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 
TOP 5.2) Planungs- und Baukoordination, Auftrag 
 
Für den bevorstehenden Neubau des Kindergartens liegt ein Angebot über die Planungs- 
und Baustellenkoordination der Fa. tiess – posch & partner baumanagement gmbh, 1100 
Wien, mit einer Gesamtsumme von € 9.840,00 brutto vor.  
 

- Pos 1. Planungskoordination, SiGe-Plan, UfsA € 1.600,00 
- Pos 2. Baukoordination, 12 Monate à € 350,00 € 4.200,00 
- Pos 3. Projektleitung gem. BauKG, 12 Monate à € 200,00 € 2.400,00 

Summe € 8.200,00 
+ 20 % MwSt € 1.640,00 
GESAMT € 9.840,00 

 
Das Angebot gilt nur in Verbindung mit der Beauftragung des ÖBA-Angebots, da hierbei die 
Synergien der gleichzeitigen Bearbeitung berücksichtigt werden können. Bei einer 
Einzelbeauftragung erhöht sich die Angebotssumme auf € 14.880,00 brutto. 
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Antrag des Vorsitzenden an den Gemeinderat: 
Die Fa. tiess – posch & partner baumanagement gmbh, 1100 Wien, wird laut dem Angebot 
vom 24.11.2023 mit der Planungs- und Baustellenkoordination für den Neubau des 
Kindergartens mit einer Gesamtsumme von € 9.840,00 brutto beauftragt. 
 

Beschluss:  Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 
 
TOP 6) Festlbus, Gesellschaftervertrag 
 
Der Festlbus Mistelbach existiert seit mittlerweile mehr als vier Jahren und bringt bei jeder 
Ausfahrt mehrere hundert Personen sicher und kostengünstig zu Abendveranstaltungen in 
der Region. Auch die Ticketverkäufe - etwa 2000 in der Saison 2023 - zeugen vom Erfolg 
des Festlbusses. Nächstes Jahr ist eine Umstrukturierung geplant. Der Festlbus Mistelbach 
soll auf 20 Ausfahrten erweitert und gleichzeitig einer Gemeinde-Arbeitsgemeinschaft 
übergeben werden. 
 
Um das Projekt in dieser Form weiterzuführen, wird von jeder Gemeinde ein Kostenbeitrag 
benötigt. Pro Stopp (Hin- und Rückfahrt entspricht einem Stopp) ist aktuell mit einem 
Kostenbeitrag von 50 € zu rechnen. Es ist geplant, dass der Festlbus an 10 Abenden unsere 
Gemeinde anfährt, dies entspricht einem Kostenbeitrag von 500 €. 
 
Für die Gemeinde-Arbeitsgemeinschaft ist es notwendig, anhand eines Vertrages eine 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts „ArGe Festlbus Weinviertel-Ost“ zu gründen. Der 
Vorsitzende bringt den Vertrag zur Kenntnis. Die Gesellschaft nach bürgerlichem Recht ist 
nicht auf Gewinn ausgerichtet, sondern dient der Sicherstellung der Mobilität im Hinblick auf 
die Ermöglichung der günstigen und sicheren An- und Abreise der Fahrgäste zu 
Abendveranstaltungen in der Region Weinviertel-Ost, welche die Bezirke Mistelbach und 
Gänserndorf umfasst. Die An- und Abreise soll durch einen “Festlbus” ermöglicht werden. 
Die Stopps liegen in den Gemeinden, die an der GesbR beteiligt sind. Die GesbR dient hier 
nur als Vermittler der Busfahrten an den Endkonsumenten. 
 
Die Abrechnung erfolgt zum Jahresende des entsprechenden Kalenderjahres und umfasst 
alle Einnahmen und Ausgaben der Gesellschaft. Etwaige Fehlbeträge werden proportional 
zu der Anzahl an Stopps in den angefahrenen Gemeinden aufgeteilt. Eine Kostenkalkulation 
ist seitens der Stadtgemeinde Mistelbach bis zum 30. November des Vorjahres zu erstellen 
und die prognostizierten Fehlbeträge sind jeweils zu Jahresbeginn des entsprechenden 
Kalenderjahres an die Stadtgemeinde Mistelbach zu überweisen. Überschreiten die 
tatsächlichen Fehlbeträge jene des Kostenvoranschlages um mehr als 25%, sind die 
Gesellschafter darüber unverzüglich zu informieren. Die Stadtgemeinde Mistelbach stellt ein 
Arbeitskontingent von durchschnittlich 10 Wochenstunden zur Verfügung, um die 
organisatorische und finanzielle Abwicklung der Festlbusse zu garantieren. 
 
Antrag des Gemeindevorstands an den Gemeinderat: 
Der zur Kenntnis gebrachte Gesellschaftsvertrag über die Errichtung einer Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts „ArGe Festlbus Weinviertel-Ost“ zwischen der Gemeinde 
Altlichtenwarth, der Marktgemeinde Asparn an der Zaya, der Marktgemeinde Auersthal, der 
Marktgemeinde Bad Pirawarth, der Marktgemeinde Bernhardsthal, der Marktgemeinde 
Bockfließ, der Gemeinde Gaubitsch, der Marktgemeinde Gaweinstal, der Gemeinde 
Gnadendorf, der Marktgemeinde Großengersdorf, der Marktgemeinde Großkrut, der 
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Marktgemeinde Groß-Schweinbarth, der Marktgemeinde Hausbrunn, der Gemeinde 
Hauskirchen, der Marktgemeinde Herrnbaumgarten, der Gemeinde Hochleithen,  der 
Marktgemeinde Hohenau an der March, der Gemeinde Kreuttal, der Marktgemeinde 
Kreuzstetten, der Stadtgemeinde Laa an der Thaya, der Marktgemeinde Ladendorf, der 
Stadtgemeinde Mistelbach, der Marktgemeinde Neudorf im Weinviertel, der Marktgemeinde 
Neusiedl an der Zaya, der Gemeinde Niederleis, der Gemeinde Ottenthal, der 
Marktgemeinde Palterndorf-Dobermannsdorf, der Stadtgemeinde Poysdorf, der 
Marktgemeinde Rabensburg, der Stadtgemeinde Staatz-Kautendorf, der Marktgemeinde 
Stronsdorf, der Marktgemeinde Sulz im Weinviertel, der Marktgemeinde Ulrichskirchen-
Schleinbach, der Marktgemeinde Wilfersdorf, der Stadtgemeinde Wolkersdorf und der 
Stadtgemeinde Zistersdorf wird beschlossen. Für 2024 sind in Hohenau an der March 10 
Stopps geplant, der Kostenbeitrag dafür beträgt 500 €. 
 

Beschluss:  Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 
 
Vor Behandlung der Tagesordnungspunkte 7 – 10 wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen 
und diese Tagesordnungspunkte werden in der nicht öffentlichen Sitzung behandelt. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und keine weiteren Wortmeldungen erfolgen, wird 
die Sitzung um 19:55 Uhr geschlossen. 
 

 

 

 

……………………. 

Bürgermeister 

 

 

 

 ……………………. ……………………. 

 Vertreter SPÖ Vertreter ÖVP 

 

 

   nicht anwesend 

 ……………………. ……………………. 

 Vertreter GRUENE Vertreter FPÖ 

 

 

 

……………………. 

Schriftführer 

 
Beilagen: 

A Dringlichkeitsantrag ÖVP Hohenau Wiederherstellung des Güterweges Parzelle 3158 Ried Oberfeld 

verlaufend von Ost nach West beidseitig Anrainer Gutsverwaltung Liechtenstein beginnend 

Asphaltbegleitweg ÖBB bei der Hochstetten 



 

Volkspartei Hohenau Kontakt: Gerhard Bartosch, Liechtensteinstraße 4, A-2273 Hohenau/March, Tel.: 0664/3400849 

ÖVP Hohenau 

 

Liechtensteinstraße 4 

A-2273 Hohenau an der March 

 

An den Gemeinderat der Marktgemeinde Hohenau 

zH. Herrn Bürgermeister Wolfgang Gaida 

 

Rathauplatz 1 

A-2273 Hohenau an der March 

 

Dringlichkeitsantrag zur Gemeinderatssitzung am 05.12.2023 

 

Die Volkspartei Hohenau beantragen zu der am 05.12.2023 stattfindenden Gemeinderatssitzung gem § 46 Abs. 3 

der NÖ GO die Aufnahme des vorliegenden Dringlichkeitsantrages: Wiederherstellung des Güterweges Parzelle 

3158 Ried Oberfeld verlaufend von Ost nach West beidseitig Anrainer Gutsverwaltung Liechtenstein beginnend 

Asphaltbegleitweg ÖBB bei der Hochstetten. 

 

Begründung des Antrages: 

Dieser Feldweg ist derzeit nicht benutzbar. Nach der Rübenernte hat die Gutsverwaltung Liechtenstein (Kontakt: 

Oberverwalter Ing. Werner Pfeifer +43 664 2513 307) Hof Rabensburg die Rüben der beiderseitig angrenzenden 

Felder mit schwerem Gerät abgeführt. Da das bei nass-kaltem Wetter stattfand, war der Untergrund dieses 

Güterweges sehr aufgeweicht und wurde regelrecht zerstört. 

Es hat leider bisher der Verursacher auch nichts zur Wiederherstellung des Güterweges beigetragen.  

 

Die Volkspartei Hohenau stellt daher den Antrag der Gemeinderat möge beschließen, dass dafür gesorgt wird, 

den Güterweg Parzelle 3158 Ried Oberfeld verlaufend von Ost nach West alsbald wiederherzustellen und sich 

beim Schadensverursacher dem Guts- und Forstbetrieb Wilfersdorf, Liechtensteingruppe AG für Schadenersatz 

einzuwirken. 

 

Begründung der Dringlichkeit 

Die Dringlichkeit des Antrages wird damit begründet, dass der Güterweg Parzelle 3158 Ried Oberfeld verlaufend 

von Ost nach West nicht mehr benützbar ist. (Nur Spezialfahrzeuge mit hoher Achse können diesen noch 

befahren): 

Dieser Feldweg wurde auch bei Laufrunden durch Freizeitsportler gerne benutzt, was jetzt nicht mehr möglich ist. 

 

……………………………    ………………………………………………………………….. 

Ort, Datum  Für die VP Hohenau Fraktionsobmann GGR Gerhard Bartosch  

Beilage A 


